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Wirtschaft und Gesellschaft stehen vor einer doppelten 
Herausforderung: Deutschland braucht Gute Arbeit, 
starke Wertschöpfung und soziale Sicherheit und muss 
zugleich seine Energieversorgung verlässlicher, bezahl-
barer und klimaschonender machen. Die Energiewende 
ist deshalb weit mehr als ein energiepolitisches Projekt. 
Sie ist ein umfassendes Modernisierungsprogramm für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Betriebe, private Haushalte 
und Beschäftigung.

Ob dieses Modernisierungsprogramm gelingt, entschei-
det sich nicht allein an Ausbauzielen, Investitionssum-
men oder Genehmigungsdauern. Entscheidend ist, dass 
gut qualifizierte Fachkräfte die Energiewende konkret 
umsetzen: in der Energiewirtschaft, im Handwerk, in der 
Industrie, in den Verwaltungen und in den vielen Dienst-
leistungsbereichen, die für Planung, Bau, Betrieb und 
Wartung unverzichtbar sind. Ohne diese Beschäftigten 
bleiben politische Ziele abstrakt. Ohne Gute Arbeit wird 
die Energiewende nicht die gesellschaftliche Unterstüt-
zung gewinnen, die sie für ihren Erfolg braucht.

Schon heute zeigen sich in zentralen Berufen der Ener-
giewende deutliche Engpässe. Gleichzeitig gibt es kei-
nen allgemeinen Fachkräftemangel. In vielen Bereichen 
sind Fachkräftelücken auch Ausdruck unzureichender 
Arbeitsbedingungen, fehlender Tarifbindung, mangeln-
der Weiterbildungsmöglichkeiten, unsicherer Perspekti-
ven oder ungenutzter Potentiale auf dem Arbeitsmarkt. 
Wer Fachkräfte gewinnen und halten will, muss deshalb 
die Qualität von Arbeit in den Mittelpunkt stellen. Gute 
Löhne, starke Tarifverträge, Mitbestimmung, sichere Be-
schäftigung und echte berufliche Entwicklungsperspek-
tiven sind keine Nebenbedingungen der Energiewende, 
sondern zentrale Voraussetzungen ihres Gelingens.

Dazu braucht es politische Klarheit und Verlässlich-
keit. Beschäftigte und Betriebe müssen wissen, wohin 
sich Energie-, Industrie- und Arbeitsmarktpolitik ent-
wickeln. Ständige Grundsatzdebatten, wechselnde För-
derbedingungen und kurzfristige Programme schaffen 
Unsicherheit. Eine erfolgreiche Fachkräftestrategie für 

die Energiewende muss langfristig angelegt sein. Die 
betriebliche Ausbildung muss gestärkt werden. Wir 
brauchen erleichterten Zugang zu Weiterbildung und 
Umschulung sowie bessere berufliche Aufstiegsmög-
lichkeiten. Kurzfristige Anlernprogramme reichen nicht 
aus, wo technisch anspruchsvolle und sicherheitsrele-
vante Arbeit geleistet wird.

Zugleich muss das vorhandene Fachkräftepotential 
besser genutzt werden. Frauen, ältere Beschäftigte, 
Menschen mit Behinderungen, Menschen mit Migra-
tionsgeschichte, Geflüchtete sowie Menschen ohne Be-
rufsabschluss brauchen bessere Zugänge zu Qualifizie-
rung, guter Beschäftigung und beruflicher Entwicklung. 
Faire Fachkräftezuwanderung kann einen wichtigen 
Beitrag leisten, darf aber nicht zu Lohndumping, Aus-
beutung oder einem Wettbewerb zulasten guter Stan-
dards führen. 

Das vorliegende Positionspapier bündelt die gewerk-
schaftlichen Anforderungen an eine nachhaltige Fach-
kräftesicherung und -entwicklung für die Energiewen-
de. Es zeigt: Die Fachkräftefrage ist keine nachgelagerte 
Umsetzungsfrage, sondern gehört ins Zentrum einer 
sozial gerechten Energie-, Industrie- und Arbeitsmarkt-
politik. Wir legen sieben Prinzipien vor, mit denen die 
Energiewende zum Gewinn für Gesellschaft und Be-
schäftigte werden kann.

Stefan Körzell
Stellvertretender Vorsitzender  
des Deutschen Gewerkschaftsbundes
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Installierte elektrische Leistung erneuerbarer Energien (2005–2025)

Eigene Darstellung DGB, Datengrundlage: Umweltbundesamt (AGEE-Stat)

Sonstige: Deponiegas, Geothermie, Klärgas, 

Biomethan, biogene flüssige Brennsto�e, 

biogene Festbrennsto�e
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Die Energiewende ist das größte Investitions- und Mo-
dernisierungsprogramm unserer Zeit. Die Umstellung 
von Wirtschaft und Gesellschaft auf erneuerbare Ener-
gien kann die Energieversorgung langfristig resilienter, 
kostengünstiger und klimafreundlicher machen. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Mitgliedsge-
werkschaften sind überzeugt: Die Energiewende kann 
langfristig zum Gewinn für die Beschäftigten werden. 
Dafür gilt es, Gute Arbeit in den Mittelpunkt der Energie-
politik zu stellen. Die Energiewende muss ihren Beitrag 
dazu leisten, dass die Breite der Gesellschaft durch gute 
Löhne, starke Tarifverträge, mitbestimmte Arbeit und 
leistbare Lebenshaltungskosten wirtschaftliche Teilha-
be erlebt. 

Die Energiewende wird tagtäglich von Beschäftigten 
unter anderem in Energiewirtschaft, Handwerk, Indus-
trie und Verwaltungen umgesetzt und vorangetrieben. 
Sie hat bereits enorme Fortschritte gemacht: Heute ist 
über die Hälfte der deutschen Stromerzeugung erneu-
erbar. Um die ambitionierten Ziele der nationalen und 

europäischen Energiepolitik zu erreichen, gibt es aber 
noch viel zu tun: Nicht in allen Wirtschaftssektoren ha-
ben Erneuerbare in ausreichendem Maße Einzug gehal-
ten. Der Großteil des Primärenergiebedarfs wird nach 
wie vor mit fossilen Energieimporten gedeckt.

Eine entscheidende Voraussetzung für die weitere Um-
setzung der Energiewende ist die Verfügbarkeit von 
ausreichenden, gut qualifizierten Fachkräften. Fachkräf-
teengpässe in energiewenderelevanten Berufen stellen 
ein zentrales Hindernis für die Modernisierung der deut-
schen Volkswirtschaft dar. 

In dieser Broschüre bündeln wir gewerkschaftliche Ant-
worten für die nachhaltige Fachkräftesicherung und 
-entwicklung in der Energiewende. Nur die richtigen 
fachkräftepolitischen Weichenstellungen werden die 
Energiewende vorantreiben und sie zum Gewinn für Ge-
sellschaft und Beschäftigte machen. 

Die Energiewende zum Gewinn für 
Gesellschaft und Beschäftigte machen
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Die Energiewende ist ein Modernisierungs- und Umbau-
programm der gesamten Volkswirtschaft. Produktions-
verfahren, Lebensweisen und Arbeitswelten wandeln 
sich mit der Umstellung der Energieversorgung und der 
Einführung neuer Technologien. Gute Arbeit ist in mehr-
facher Hinsicht ein Schlüssel für die Energiewende. 

Nur Gute Arbeit schafft politische 
Unterstützung für die Energiewende 

Faire, tarifgebundene Entlohnung stellt wirtschaftliche 
Teilhabe sicher und sichert einen guten Lebensstan-
dard. Geregelte Arbeitszeiten schaffen Work-Life-Balan-
ce und ermöglichen Familienleben und Selbstverwirkli-
chung in der Freizeit. Sichere Beschäftigung schützt vor 
Arbeitsplatzverlust, prekärer Beschäftigung und Ge-
sundheitsgefährdungen. Betriebliche und überbetrieb-
liche Mitbestimmung ermöglichen die demokratische 
Gestaltung des eigenen Alltags. Gute Aus-, Fort- und 
Weiterbildung eröffnen Chancen zur Qualifizierung und 
beruflichen Entwicklung. Gleichstellung und Respekt 
sichern Chancengleichheit und Diversität und schützen 
vor Diskriminierung.

Kurzum: Gute Arbeit gibt Sicherheit im Wandel – und 
schafft so breite Unterstützung für gesellschaftliche, 
wirtschaftliche und technologische Veränderungen. 
Gute Entlohnung, die Beschäftigte gerecht am gesell-
schaftlichen Wohlstand beteiligt, befähigt auch zur Par-
tizipation an der Energiewende, etwa durch Elektromo-
bilität, Wärmepumpe oder Dachsolaranlage.  

Gerade dort, wo Branchen und Berufe sich verändern, 
ist diese Sicherheit zentral. Akzeptanz für die Energie-
wende geht insbesondere dort verloren, wo Arbeits-
plätze in Gefahr sind, die Perspektive zur persönlichen 
Weiterentwicklung fehlt, und Beschäftigte wirtschaft-
lich überfordert werden. 

Energiewendepolitik muss Gute Arbeit aktiv entwi-
ckeln. Wo durch die Energiewende Beschäftigung ab-

gebaut wird (bspw. in der Kohleverstromung), muss für 
jede*n einzelne*n Beschäftigte*n eine sichere und gute 
Perspektive vor Ort geschaffen werden. 

Nur Gute Arbeit macht die 
Energiewende umsetzbar

Gute Arbeit macht das Arbeiten in der Energiewende at-
traktiv. Die politisch gesteckten Energiewendeziele sind 
nur zu erreichen, wenn es gelingt, die Fachkräftebasis in 
diesem Bereich nachhaltig zu sichern und zu erweitern. 
Ohne motivierte und qualifizierte Fachkräfte wird die 
Energiewende scheitern. Gute Arbeit ist der Schlüssel 
zur Fachkräftegewinnung.

Fachkräfteengpässe sind oft hausgemacht. Einen all-
gemeinen Fachkräftemangel gibt es nicht; vielmehr 
führen schlechte Arbeitsbedingungen und Entlohnung 
in vielen für die Energiewende relevanten Bereichen ge-
wissermaßen zu einer Abstimmung mit den Füßen. Ein 
Beispiel: Das Handwerk ist für die Energiewende unver-
zichtbar – allerdings wechseln 60 Prozent der im Hand-
werk ausgebildeten Fachkräfte in andere Branchen, wo 
sie sich bessere Bedingungen erhoffen. 

Um Beschäftigung aufzuwerten und bessere Arbeitsbe-
dingungen zu schaffen, muss die Tarifbindung gestärkt 
werden. Maßnahmen dazu sind zum Beispiel die Allge-
meinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen, eine 
erweiterte Fortgeltung von Tarifverträgen, das jüngst 
eingeführte Bundestariftreuegesetz, Tariftreuegesetze 
auf Länderebene sowie die Einschränkung von OT-Mit-
gliedschaften (also Mitgliedschaften ohne Tarifbindung) 
für Arbeitgeber. 

Im Handwerk sind Innungen die Tarifpartner der Ge-
werkschaften. In höchstrichterlicher Rechtsprechung 
wurde beschieden, dass OT-Mitgliedschaften in Innun-
gen nicht möglich sind. Es fehlt aber an Konsequenzen 
für Innungen, die ihre tarifpolitische Verantwortung 
nicht wahrnehmen.  

1	 Gute Arbeit in den Mittelpunkt stellen
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Gute Arbeit und Tarifbindung zu fördern, trägt auch zu 
einem fairen Wettbewerb bei. Es kann nicht sein, dass 
mittelständische Unternehmen, die faire Arbeitsbedin-
gungen bieten, auf dem Markt Nachteile gegenüber Un-
ternehmen erleiden, die sich durch Dumpinglöhne und 

ausbeuterische Arbeitsbedingungen auszeichnen. Der 
Wettbewerb darf nicht über Arbeits- und Entlohnungs-
bedingungen ausgetragen werden. Vielmehr müssen 
Qualität und Innovation den Unterschied machen. 

Tarifentwicklung im Zeitverlauf

Eigene Darstellung DGB, Datengrundlage: IAB-Betriebspanel
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Nachhaltige Fachkräftepolitik braucht Planungssicher-
heit. Wenn unklar ist, wohin sich die Energiewende ent-
wickelt, verunsichert das Beschäftigte und Betriebe. 
Statt immer neue Grundsatzdebatten über energie- 
und klimapolitische Ziele zu führen, braucht es verläss-
liche und langfristige Rahmenbedingungen für Wirt-
schaft und Beschäftigte.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund setzt sich dafür ein, 
die Energiewende so zu dimensionieren, dass die Ener-
giebedarfe unserer industrialisierten Volkswirtschaft 
vollständig erneuerbar gedeckt werden können. Der 
konsequente Ausbau von erneuerbaren Energien und 
Stromnetzen ist zugleich ein Investitions- und Moder-
nisierungsprogramm für Deutschland. Er kann die Kon-
junktur beleben und Beschäftigung schaffen.

Auch bei Förderprogrammen ist Verlässlichkeit wich-
tig. Ständig wechselnde Bedingungen schaffen Investi-
tionsattentismus. Nur mit stabilen Förderbedingungen 

können Projekte zuverlässig geplant und umgesetzt 
werden.

Durch geopolitische Veränderungen und versäumte In-
novationen steht das deutsche Wirtschaftsmodell der-
zeit unter Druck. Die Energiewende kann ihre positiven 
Effekte jedoch nur entfalten, wenn sie auf eine stabile 
und zukunftsfähige Wirtschaftsstruktur trifft. 

Die Energiepolitik muss deshalb Wertschöpfung und 
industrielle Entwicklung in Deutschland stärken. Kon-
kret bedeutet das: Der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und der Übertragungs- und Verteilnetze muss ver-
stärkt vorangetrieben werden. Es braucht einen abge-
sicherten Industriestrompreis, der Unternehmen den 
Umstieg auf elektrische Prozesse ermöglicht, eine in-
vestitionsfreundliche und langfristig angelegte Reform 
der CO₂-Bepreisung, die zur Erreichung der Klimaziele 
beiträgt, sowie besseren Schutz vor unfairem interna-
tionalem Wettbewerb.

2	� Richtungsklarheit und Verlässlichkeit 
in der Energiepolitik schaffen

Jährliche Investitionen in Erneuerbare-Energien-Anlagen (2005–2025)

Eigene Darstellung DGB, Datengrundlage: Umweltbundesamt (AGEE-Stat)
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Die Energiewende ist ein sektorenübergreifender Pro-
zess. Nicht nur in Energiewirtschaft und Transforma-
tionsindustrien verändern sich Arbeitsplätze und Be-
rufsbilder, sondern auch in vielen anderen Wirtschafts-
bereichen, insbesondere dem Handwerk. Die gesamte 
Wirtschaft wandelt sich. Die großen Investitionen in die 
Energiewende haben auch erhebliche indirekte Effekte 
auf die Gesamtwirtschaft. 

Die mitunter vorgenommene Unterteilung von Berufs-
bildern in „green“ und „brown jobs“ vernachlässigt die 
Komplexität von Wertschöpfungsketten und Transfor-
mationsprozessen und greift deutlich zu kurz. Es ver-
nachlässigt zudem auch die Technologieoffenheit in 
der dualen Ausbildung. Im Ergebnis sind Energiewen-
deberufe schwer abgrenzbar. Diese Schwierigkeiten in 
der Abgrenzung dürfen aber nicht zum fachkräftepoliti-
schen Blindflug führen. 

Wir brauchen stattdessen den Aufbau eines wirksa-
men und verlässlichen Fachkräftemonitorings, das alle 
Berufe systematisch klassifiziert und eine kontinuierli-
che Beobachtung von beruflichen Tätigkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt ermöglicht.  Hierbei sind die Logiken der 
bestehenden Monitoringsysteme bei IAB und BIBB in 
Einklang zu bringen.

Statt vieler Einzelstudien fordern wir Politik und Behör-
den auf, ein echtes und dauerhaftes Fachkräftemonito-
ring für die Energiewende zu etablieren. Die Engpass-
analysen der Bundesagentur für Arbeit sind hilfreich, 
es braucht jedoch ein vorausschauendes Monitoring, 
das die in den Betrieben vorhandenen Qualifikationen 
und Kompetenzen und deren Weiterentwicklung in 
den Blick nimmt. Denn ein Fachkräftemonitoring liefert 
fundierte Daten und Prognosen, die als Grundlage für 
politische Entscheidungen und betriebliche Personal-
strategien dienen. Es zeigt auch auf, wo ungenutzte Po-
tenziale – etwa bei Frauen, älteren Arbeitnehmer*innen 
oder Migrant*innen – liegen. Durch gezielte Förderung 
und Integration können diese Gruppen besser in den 
Arbeitsmarkt eingebunden werden, was dem Fachkräf-
temangel entgegenwirkt. 

Ein Fachkräftemonitoring ist ein zentrales Instrument, 
um Aus- und Weiterbildung und Arbeitsmarkt zukunfts-
fähig zu gestalten. Es ermöglicht eine proaktive Steue-
rung, reduziert Risiken durch Fachkräftemangel und 
stärkt letztlich die Wettbewerbsfähigkeit.

3	 Fachkräftemonitoring aufbauen



Fachkräfte für die Energiewende 11

Gesamtbewertung und Einzelindikatoren der Engpassanalyse
in zentralen Energiewende-Berufen

Indikatoren der
Bundesagentur
für Arbeit für 
Engpassanalyse

Eigene Darstellung DGB, Datengrundlage: Bundesagentur für Arbeit, Fachkrä�eenpassanalyse 2025
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Unternehmen müssen ihren Fachkräftebedarf von mor-
gen durch die Berufsausbildung sichern. Denn eine 
vollwertige Ausbildung vermittelt mehr als nur fachli-
che Kompetenzen. Sie fördert die Persönlichkeitsent-
wicklung und gibt jungen Menschen eine berufliche 
Perspektive. 

Versuche, Schmalspurqualifikationen einzuführen oder 
mit „Bootcamps“ schnell und oberflächlich für einfa-
che Tätigkeiten anzulernen, lehnen wir ab. Denn das 
Arbeiten im Bereich erneuerbarer Energien ist häufig 
technisch anspruchsvoll und gefahrengeneigt. Deshalb 
ist die Energiewende auf echte Qualifikationen ange-
wiesen. Nur hochwertige Aus-, Fort- und Weiterbildung 
kann auf Dauer die Qualität der Energiewende stärken 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe und ihrer 
Produkte und Dienstleistungen sichern.

Oberste Priorität muss der Sicherung von Ausbildungs-
plätzen und nach Möglichkeit der Ausweitung des be-
trieblichen Ausbildungsplatzangebots zukommen. Es 
gilt einerseits, Einstellungshürden abzubauen und bei 
Bedarf auch Unterstützungsangebote wie z.B. die As-

sistierte Ausbildung in Anspruch zu nehmen. Anderer-
seits lässt sich Ausbildung auch betrieblich attraktiver 
gestalten – mit tariflichen Ausbildungsvergütungen, 
qualifiziertem Ausbildungspersonal und einer gesicher-
ten Übernahmeperspektive. Wir wissen: Viele Betriebe 
fahren ihre Ausbildungskapazitäten aufgrund des ho-
hen Kostendrucks herunter. Um hier gegenzusteuern, 
braucht es eine echte, umlagefinanzierte Ausbildungs-
garantie und eine bessere Entlastung bei Wohn- und 
Pendelkosten von Auszubildenden. 

Auch die berufliche Fort- und Weiterbildung der Be-
schäftigten muss gestärkt werden. Mit neuen Berufs-
laufbahnkonzepten entstehen neue höherqualifizieren-
de berufliche Fortbildungen für Spezialisierungen und 
das operative und strategische Management. Darüber 
hinaus erfordert der technologische Wandel für die Be-
schäftigten eine Anpassung und Erweiterung ihrer Qua-
lifikationen oder sogar berufliche Umstiege. 

Gerade für un- und angelernte Beschäftigte muss es 
leichter gemacht werden, an beruflicher Weiterbildung 
bis hin zur Umschulung teilzunehmen, denn aus dieser 
Gruppe nehmen aktuell gerade einmal 21 Prozent über-
haupt an Weiterbildungen teil, während es bei hochspe-
zialisierten Beschäftigten bis zu 60 Prozent sind. Hier 
braucht es die Unterstützung der Betriebe durch garan-
tierte Weiterbildungszeiten und gesicherte Unterhalts- 
und Kursfinanzierung. 

Das bedeutet: Betriebe müssen mit einer strategisch 
ausgerichteten Personal- und Qualifizierungsplanung 
reagieren. Politisch ergänzend brauchen wir einerseits 
einen Ausbau der arbeitsmarktbezogenen Förderung 
mit Fokus auf abschlussbezogene Qualifizierungen. 
Andererseits ist eine Stärkung der individuellen Weiter-
bildungsförderung durch eine Reform von BAföG und 
Aufstiegs-BAföG mit dem Ziel eines (Erwachsenen-) Bil-
dungsförderungsgesetzes seit Jahrzehnten überfällig. 

4	 Das A und O: Aus- und Weiterbildung 
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Trotz Fachkräfteengpässen, u.a. in Energiewendeberu-
fen, haben zu viele Menschen keinen Zugang zu Guter 
Arbeit. Frauen, Menschen mit Behinderungen, ältere 
Menschen, Personen mit Migrationsgeschichte, fehlen-
den Sprachkenntnissen oder atypischer Bildungsbio-
graphie können ihr Potential auf dem Arbeitsmarkt oft 
nicht ausschöpfen. Trotz konstanter Nachfrage nach 
Arbeitskräften kommen viele – und jüngst wieder mehr 
– Arbeitslose nicht in Arbeit und es steigt die Zahl junger 
Menschen ohne einen Schul- und Berufsabschluss. Es 
handelt sich also vielmehr um ein systematisches Mat-
chingproblem, denn um einen flächendeckenden Man-
gel an Arbeitskraft. 

Der DGB fordert daher zur Bekämpfung der Fachkräfte-
lücken an erster Stelle die Aktivierung des inländischen 
Fachkräftepotentials. Das geht nicht mit dem wiederein-
geführten Vermittlungsvorrang, weil es dem Ziel entge-
genläuft, Menschen zu ermutigen, einen Berufsabschluss 
nachzuholen. Wir müssen stattdessen die Arbeitsförde-
rung am individuellen Unterstützungsbedarf ausrichten 
und flexible Wege zum Berufsabschluss für Erwachsene 
öffnen. Die Instrumente sind da: Umschulungen, zweite 
Ausbildung, Prüfungsvorbereitungskurse für Berufser-
fahrene oder mit Teilqualifizierungen Schritt für Schritt 
zum Berufsabschluss. Auch Validierungs- und Anerken-
nungsverfahren können eingesetzt werden. Dafür müs-
sen Synergien systematisch genutzt werden, um die fle-
xiblen Wege zum Berufsabschluss gangbar zu gestalten.

Schlechte Löhne und Arbeitsbedingungen machen be-
stimmte Berufe unattraktiv, selbst wenn grundsätzlich 
genügend Personal zur Verfügung stünde und das Qua-
lifikationsinteresse für das Berufsfeld vorhanden ist. 
Gleichzeitig ist es in zahlreichen Branchen zur Beschäf-
tigungssicherung erforderlich, Fachkräfte weiter- und 
umzuqualifizieren und den Ersterwerb qualifizierender 
Abschlüsse sowie den Erwerb weiterführender Qualifi-
kationen zu fördern. Noch immer ist aber eine Weiterbil-
dung sowohl für erwerbstätige als auch für arbeitslose 
Menschen oft mit finanziellen Nachteilen und berufli-
chen Risiken verbunden. 

Längere Arbeitszeiten oder ein höheres Renteneintritts-
alter lehnen wir ab. Diese Strategie wäre wenig nach-
haltig und droht mittelfristig Fachkräfteengpässe sogar 
zu verschärfen. Nötige strukturelle Anpassungen bei 
Arbeitsentgelten und Arbeitsbedingungen dürfen nicht 
verzögert werden. Tarifverträge sind hier das Mittel ers-
ter Wahl. Es müssen deutliche Fortschritte bei den Aus-, 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsmöglichkeiten so-
wie der höheren Erwerbsbeteiligung benachteiligter 
Gruppen auf dem Arbeitsmarkt erzielt werden. 

Die Erwerbsbeteiligung von Frauen muss weiter erhöht, 
ihre oft überdurchschnittliche Qualifikation besser ge-
nutzt werden, indem rechtliche und finanzielle Fehl-
anreize zur Begrenzung der Erwerbstätigkeit (Steuer-
klasse V, Ehegattensplitting, Minijobs) abgebaut sowie 
Kinderbetreuungs- und professionelle Pflegeangebote 
ausgebaut werden. Flankierend sollten haushaltsnahe 
Dienstleistungen zu fairen Arbeitsbedingungen durch 
Gutscheine gefördert werden, um Familien zu entlasten 
und gute Arbeitsbedingungen in der Haushaltsarbeit zu 
schaffen.

Die Erwerbspotentiale von Menschen mit Behinderun-
gen sollten besser genutzt werden. Arbeitgeber müssen 
regulatorisch und finanziell angehalten werden, Men-
schen mit Behinderungen einzustellen.

Erwerbspotentiale im Erwerbsverlauf sollten gestärkt 
werden. Arbeitsplätze und -abläufe sollten alterns-
gerecht ausgestaltet werden. Beschäftigte sollten 
außerdem besser unterstützt werden, länger gesund 
im Arbeitsleben zu bleiben und arbeitsbedingte Er-
krankungen sowie in der Folge gesundheitlich bedingte 
Frühverrentungen (Erwerbsminderungsrente) zu ver-
meiden. In der nationalen Präventionsstrategie sollte 
die Verhältnisprävention deutlich gestärkt werden. Der 
Arbeitsschutz muss gestärkt, der 8-Stunden-Tag erhal-
ten bleiben. 

5	� Inländisches Fachkräftepotential heben
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Frauenquote, Altersstruktur und Auszubildendenanteil nach Beruf
Sozialversicherte Beschäftigte (Juni 2025)

Eigene Darstellung DGB, Datengrundlage: Beschä
igte nach Berufen, Bundesagentur für Arbeit, 30. September 2025

Leitungsinstallation,
-wartung

Elektrotechnik (o.S.)

Regenerative
Energietechnik

Isolierung

Sanitär-, Heizungs-,
Klimatechnik

Bauelektrik

Kältetechnik

Rohrleitungsbau

Sozialversicherte
Beschä�igte

Sozialversicherte
Beschä�igte

190.061

223.683

18.460

29.835

20.005

273.927

13.350

9.336

Geringfügig
Beschä�igte

9.922

14.636

543

786

535

27.569

1.054

411

Frauenquote Männerquote

Anteil in Prozent

unter 25 Jahre 25 bis unter 55 Jahre 55 bis unter 65 Jahre 65 Jahre und älter Anteil Auszubildende

0 10080604020
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6	� Faire Arbeitsmarktintegration und 
Fachkräftezuwanderung ermöglichen

Asylherkunftsländer sowie 34 Prozent der ukrainischen 
Geflüchteten in derselben Altersgruppe als arbeitssu-
chend gemeldet. Gerade bei jungen Geflüchteten be-
steht somit ein erhebliches, bislang nicht ausgeschöpf-
tes Potential. Wer Fachkräfteengpässe schließen will, 
kommt nicht umhin, verstärkt in die (Aus-) Bildung und 
Qualifizierung gerade junger Geflüchteter zu investieren. 

Beim Zugang von Geflüchteten in den Arbeitsmarkt 
darf es keine Rückwärtswende geben. Maßnahmen zur 
Arbeitsmarktintegration Geflüchteter dürfen nicht zu 
einer Vermittlung unterhalb der Qualifikation der Men-
schen oder in prekäre Beschäftigung führen. Arbeit um 
jeden Preis löst nicht die oben beschriebenen struktu-
rellen Probleme des Arbeitsmarktes, sondern erhöht 
den Lohndruck für alle Beschäftigten. 

Außerdem ist eine effektive Regulierung der privaten 
Auslandsvermittlung unabdingbar. Ausländische Ar-
beitskräfte sind besonders häufig Opfer von prekären 
Beschäftigungsverhältnissen und Ausbeutung, etwa 
durch Arbeitsrechtsverstöße, Mindestlohnunterschrei-
tung, Drängung in Scheinselbstständigkeit und unüber-
sichtliche Subunternehmensstrukturen. Erwerbsmig-
rant*innen und inländische Erwerbspersonen dürfen 
keinesfalls gegeneinander ausgespielt werden, sondern 
es müssen für alle gute Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen gesichert werden. 

Angesichts des steigenden Fachkräftebedarfs kann faire 
Einwanderung einen wichtigen Beitrag zur Schließung 
von Fachkräftelücken leisten. Hierfür braucht es eine 
tatsächliche Willkommenskultur und den einfachen Zu-
gang zum Arbeitsmarkt; auch für Geflüchtete, die schon 
in Deutschland sind. Gleichermaßen braucht es gute Ar-
beitsbedingungen für alle. Entscheidend ist, dass eine 
nachhaltige Arbeitsmarktintegration von Eingewander-
ten, egal ob aus humanitären Gründen oder im Rahmen 
der Fachkräfteeinwanderung, nicht nur auf kurzfristige 
Vermittlungserfolge in Beschäftigung verkürzt wird. 

Erforderlich sind Anstrengungen zur gleichberechtigten 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt. Dazu gehören ins-
besondere Maßnahmen zur Verbesserung, Beschleuni-
gung und Harmonisierung der Qualifikationsanerken-
nung und langfristige Bleibeperspektiven. Qualifikati-
onsadäquate Beschäftigung von Eingewanderten muss 
die oberste Prämisse einschlägiger Integrationsbe-
mühungen sein. Für bereits eingewanderte Menschen 
müssen Barrieren zum Eintritt in den Arbeitsmarkt und 
in qualifikationsgerechte Arbeit beseitigt werden. 

Die Erwerbsbeteiligung von Eingewanderten aus Dritt-
staaten ist in den letzten Jahren deutlich gestiegen. So 
hat sich die Zahl der beschäftigten Drittstaatler zwischen 
2015 und 2025 mehr als verdoppelt. Gleichzeitig sind 45 
Prozent der 15- bis 34- Jährigen aus den acht wichtigsten 
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7	� Vergabe- und Förderpraxis verbessern

Entscheidende Hebel für eine erfolgreiche, nachhaltige 
und sozial gerechte Energiewende liegen in der öffent-
lichen Auftragsvergabe- und Förderpraxis. Es muss der 
Grundsatz gelten: Öffentliche Mittel fließen nur dorthin, 
wo Gute Arbeit sichergestellt ist. 

Die erheblichen öffentlichen Mittel, die in die Energie-
wende investiert werden, dürfen nicht nur kurzfristige 
wirtschaftliche Impulse setzen, sondern müssen lang-
fristig Beschäftigung, Mitbestimmung und Gute Arbeit 
vor Ort stärken. Öffentliche Vergaben und Fördermittel 
müssen gezielt eingesetzt werden, um Wertschöpfung 
in Deutschland und Europa zu halten, faire Wettbe-
werbsbedingungen zu schaffen und ökologische Inno-
vationen zu fördern. 

Öffentliche Auftragsvergabe und Förderungen müssen 
auf der Grundlage tarifvertraglicher Arbeitsbedingun-
gen und Kriterien Guter Arbeit gebunden werden: Wer 
öffentliche Aufträge und Fördermittel vom Staat erhält, 
muss nach Tarif bezahlen, ausbilden und ein Weiterbil-
dungskonzept für die Beschäftigten besitzen. 

Dies gilt für Förderprogramme, von denen Transforma-
tionsindustrien, wie etwa die Fertigung von Windkraft-
anlagen, Stromnetzkomponenten oder Wärmepumpen, 
profitieren – etwa die Förderungen nach dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz. Immer wieder treten Importeure 
von Erneuerbarentechnologien mit dumpingverdächti-
gen Tiefstpreisangeboten auf. Dies führt zu inakzeptab-
len Wettbewerbsverzerrungen und Marktungleichge-
wichten – zulasten der heimischen Wertschöpfung und 
Arbeitsplätze. Solche Geschäftsmodelle dürfen nicht 
öffentlich gefördert werden. 

Auch Förderungen für Handwerk und Dienstleistungen 
müssen entsprechend konditioniert werden, etwa in 
den staatlichen Förderprogrammen für klimagerechtes 
Bauen oder für die energetische Gebäudesanierung. Um 
Handhabbarkeit und Verlässlichkeit für Bauherren bzw. 
Fördernehmer zu gewährleisten, könnte dies bspw. 
durch ein Zertifizierungssystem nach dem Vorbild und 
im Rahmen bereits bestehender Präqualifikationsver-
fahren umgesetzt werden.
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Weiterführende Informationen: 

DGB-Index Gute Arbeit: 
https://index-gute-arbeit.dgb.de

Klima, Energie und Mobilität im DGB-Bundesvorstand:
https://www.dgb.de/politik/wirtschaft-und-transformation/klima-energie-und-mobilitaet

Arbeitsmarktpolitik im DGB-Bundesvorstand:
https://www.dgb.de/politik/arbeit-und-soziales/arbeitsmarktpolitik

Das Handwerkssekretariat im DGB-Bundesvorstand:
https://www.dgb.de/politik/wirtschaft-und-transformation/handwerkspolitik

DGB-Ausbildungsreport: 
https://jugend.dgb.de/ausbildung/ausbildungsreport 



Kriterium Bepunktung

KMU-Eigenschaft gem. EU-Definition

kleines Unternehmen 25

mittleres Unternehmen 15

Erhöhung sozialversicherungspflichtige Dauerarbeitsplätze (Dapl., inkl. Ausbildungsplätze)

30 Dapl. und mehr zusätzlich (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 25

20 – 29 Dapl. (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 20

10 – 19 Dapl. (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 15

1 – 9 Dapl. (mind. 10 % bei Erweiterungen bzw. 5 % bei Diversifizierungen) 10

Unternehmen ist an einen Tarifvertrag i. S. des TarifvertragsG gebunden 0/15

Arbeitsplätze, die in besonderer Weise geeignet sind, Gleichstellung zu fördern und  
Familie und Beruf zu verbinden

0/5

Das Unternehmen ist zertifiziert als Teil eines Verbunds für Familie und Beruf oder

das Unternehmen bietet familienbedingte Teilzeitarbeit, Gleitzeit mit/ohne Kernarbeitszeit,  
Jahresarbeitszeitkonten oder Telearbeitsplätze oder

Existenz eines Betriebskindergartens, Belegplätze in Kindergärten oder wesentliche finanzielle  
Unterstützungsleistungen bei der Kinderbetreuung

lnvestition von besonderer regionaler Bedeutung* 0 – 15

lnnovativer Charakter des Vorhabens**

Aufgrund der lnvestition ist es möglich, ein bundesweit neuartiges Produk / eine bundesweit

neuartige Dienstleistung anzubieten, beispielsweise durch den Einsatz einer branchenweit

neuen (Produktions-)Technologie.

0/5

Die Investition dient dem Aufbau oder Ausbau der unternehmenseigenen Kapazität für Forschung

und Entwicklung, beispielsweise durch Schaffung neuer Arbeitsplätze in diesem Bereich.

0/5

Nachhaltige Entwicklung / umweltbezogene Investitionen und Maßnahmen 0/5

Das Unternehmen ist Öko-Audit zertifiziert oder

das Unternehmen hat ein individuelles Energiekonzept/-controlling oder

durch die lnvestition wird ein wesentlicher Beitrag zur Steigerung der Energieeffizienz, zur

Reduzierung des Primärenergieverbrauchs, zum schonenden Umgang mit Ressourcen oder

zur verstärkten Nutzung regenerativer Energiequellen geleistet***

Berücksichtigung von Vorförderungen (Punktabzug)

je Vorförderung -5

Kriterium Bepunktung

Höchstpunktzahl 100

Mindestpunktzahl 50

*		  Bepunktung erfolgt außerhalb der Standorte am seeschifftiefen 
Fahrwasser auf Vorschlag der Ämter für regionale Landesentwicklung 
(vgl. § 11 Geschäftsordnung des Kommunalen Steuerungsausschusses 
beim zuständigen Amt für regionale Landesentwicklung)

**		  Bewertung erfolgt durch das IZ, mit Ausnahme von einzelbetrieblichen 
touristischen lnvestitionsförderungen, hierbei erfolgt die Bewertung 
durch das Fachreferat in Zusammenarbeit mit der NBank

***	 bei Baumaßnahmen Nachweis des Bauplaners/Architekten, bei 
Maschinen und Anlagen Hersteller-/Händlernachweis zur Auswertung 
der technischen Verbrauchsdaten sowie Angaben über die derzeitigen 
Verbrauchsdaten

dgb.de/sid


